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Europlatz Frankfurt

Für zukunftsorientierte Wirtschaftspolitik
Von Michael Heise

Rekordbeschäftigung, steigende Ein-
kommen und Überschüsse im
Staatshaushalt zeigen, dass es Deut

land wirtschaftlich gutgeht. Aber der
Konjunkturaufschwung birgt auch Risi-
ken: Er verstellt den Blick auf die Her-
ausforderungen, die Deutschland zu be-
wältigen hat, um den wirtschaftlichen
Erfolg zu sichern. So haben wir trotz der
Zuwanderungswelle bereits ab 2020 mit
einem Rückgang der Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter zu
rechnen, der sich bis 2050 auf
sechs Millionen belaufen wird.
Für die Gesellschaft wird das ei-
nen Wohlstandsverlust nach
sich ziehen, wenn es nicht ge-
lingt, die Wirtschaft effizienter
zu gestalten, neue Technologien
zu nutzen und die Qualifikation
der Beschäftigten weiter zu verbessern.

Damit weniger Menschen mehr pro-
duzieren können, muss in Produktivitäts-
verbesserungen investiert werden. Dar-
an hapert es. Die öffentliche Infrastruk-
tur ist in vielen Bereichen sanierungsbe-
dürftig und die digitale Infrastruktur un-
terentwickelt. Geld stünde zur Verfü-
gung, doch da seit Jahren die Planungs-
und Verwaltungskapazitäten in den Be-
hörden schrumpfen und Fachleute feh-
len, kann dieses Geld nicht schnell und
produktiv eingesetzt werden. Wenig hilf-
reich ist in diesem Zusammenhang, dass
man in Deutschland öffentlich-private
Partnerschaften zum Tabu macht.

Erforderlich wären bessere Rahmen-
bedingungen für unternehmerische In-
vestitionen, die um ein Vielfaches grö-
ßer sind als öffentliche Investitionen.
Die Zurückhaltung bei privaten Investiti-
onsausgaben seit der Finanzkrise 2008
zeigt sich bereits in dem verlangsamten
Wachstum des Kapitalstocks und der Ar-
beitsproduktivität. Die Gründe lassen
sich nicht alle schnell durch die Politik
beseitigen, wie etwa Sorgen über die Zu-

kunft des Euros und den Zusammenhalt
der EU, über die Auswirkungen des Bre-
xit oder unsichere Folgen neuer Techno-
logien. Gerade deshalb sollte die Politik
an- Investitionshemmnissen ansetzen,
die sie direkt beeinflussen kann: regula-

torische Unsicherheiten wie in
der Energiepolitik, Mängel in
der Verkehrsinfrastruktur oder
bei digitalen Netzen, die steuerli-
che Benachteiligung von eigenfi-
nanzierten Investitionen oder
Hürden für innovative Unterneh-
mensgründungen. Viele Innova-
tionen und Investitionsvorha-
ben dürften auch am Mangel an

verfügbaren Fachkräften scheitern. Da-
her ist besonders die Aus- und Weiterbil-
dungspolitik gefordert, das Qualifikati-
onsniveau der Erwerbstätigen kontinu-
ierlich zu steigern. Arbeit ist komple-
mentär zum Faktor Kapital. Wenn man
beide Seiten fördert, wird Deutschland
als Investitionsstandort attraktiv sein.

Wirtschaftspolitik stand in den letz-
ten Jahren nicht im Vordergrund der Po-
litik. Auch in den Beratungen über mög-
liche Regierungskoalitionen kommt sie
kaum vor. Vielmehr werden nach dem
Scheitern der Jamaika-Koalition Umver-
teilungsmaßnahmen diskutiert, dar-
unter höhere und frühere Renten, höhe-
re Steuern für Besserverdiener, weniger
Eigenverantwortung und mehr Staat bei
der sozialen Absicherung. Eine zu-
kunftsorientierte Wirtschaftspolitik, die
der deutsche Sachverständigenrat for-
dert, sähe anders aus.
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